
Wichtige Haftungsgründe

1 Tilgungslücken
Die Kombination mehrerer Finanz-
produkte (z. B. Baudarlehen und
Lebensversicherung, Immobilien-
kredit und Bausparvertrag) ver-
spricht dem Anleger durch mög li-
che Zinsdifferenzen oder Steuer-
ersparnis einen Zusatzertrag,
dem Vermittler gleichzeitig zu-
sätzliche  Provisionen. Nicht sel-
ten reicht aber letzten Endes das
in einem zweiten Vertrag ange-
sparte Geld – z. B. Lebensver -
sicherung zur Kredittilgung –
nicht aus, die Schulden komplett
zu tilgen. Dann stellt sich die Fra-
ge nach der Verantwortung von
Kreditinstituten, Versicherungen,
und ihrer Berater bzw. Vermittler.

2 Kosten durch Kombination
mit Festkredit

In der Regel ist es für den Kunden
günstiger, von Anfang an zu
 tilgen. Dies nennt der Fachmann
dann Annuitätendarlehen. 
Für die unnötigen Mehrkosten bei
Beratung zur Kombination zusätz-
licher Tilgungsaussetzungspro-
dukte mit dem Festkredit, haften
die Vertragspartner – z. B. Bank,
Versicherung, Vermittler – auf
Schadensersatz.
Für Kreditinstitute sind diese
Kombi-Modelle eine feine Sache,
denn der Kunde zahlt über die ge-
samte Laufzeit – anders als beim
Annuitätenkredit – höhere Fest-
kreditzinsen. Gleichzeitig bieten
Produktgeber von Tilgungsaus-
setzungsprodukten Banken für
die betreffenden Kredite oft güns-
tigere Refinanzierungskonditio-
nen. Die Praxis zeigt, dass allein
durch die Kombination mit einem
so genannten Tilgungsträger wie
Lebensversicherung, Bausparver-
trag, Investmentfonds usw. sich
die übliche Laufzeit für die Ge-
samttilgung von 15 Jahren auf
 etwa 25 Jahre – bei gleich hoher

monatlicher Gesamtbelastung
des Kunden – verlängern kann,
wenn die Erträge des Tilgungs-
aussetzungsproduktes nicht
deutlich über den verlangten
 Kreditzinsen liegen.
Dadurch kommen Banken und
 ihre Berater in die Beratungshaf-
tung: Sie müssen dem Kunden
den unnötigen Mehraufwand
 später ersetzen.

3 „Unterdeckung“ 
beim Tilgungsträger

Regelmäßig stellt der Kunde erst
nach Jahren fest, dass sein
durch Lebensversicherungen zu
tilgendes Baudarlehen nicht in
voller Höhe aus der Versiche-
rungsleistung abgelöst werden
kann. Dies kann an fallenden
 Aktienkursen liegen oder an viel
zu optimistischen Prognosen
über die „Wertsteigerung“ der
Lebensversicherungen. Fachleute
schätzen das Volumen betroffe-
ner Kombi-Kredite auf etwa 
100 Mrd. Euro. Jährlich kommen
rund 6 Mrd. Euro Neugeschäft in
diesem Kombi-Segment hinzu.
Wiederholt sind Versicherer we-
gen „unrichtiger unverbindlicher
Prognoserechnungen“ zum Scha-
densersatz verurteilt worden.
Hinzu kommt, dass Versicherer
auch für „geschönte Zusagen
und Beruhigungspillen über an-
gebliche Tilgungssicherheit“ im
Rahmen der Erfüllungshaftung
einstehen müssen: Denn Ver-
 sicherer haben, auch wenn die
falsche Auskunft durch einen
Bankmitarbeiter oder sonstigen
Vermittler erteilt wurde, für Un-
richtigkeiten zu Inhalt und Bedeu-
tung der Versicherungsbedingun-
gen einzustehen. 
Aber auch Banken können für
 einen Fehlbetrag haften, wenn
die Ablaufleistung der Lebensver-
sicherung zur Darlehenstilgung
nicht ausreicht. Heute sind Ge-
samtverzinsungen von Lebens-

versicherungen in Höhe von unter
4 % bis ca. 4,5 % üblich. Noch bis
Anfang dieses Jahrtausends wur-
de aber mit 7,5 % und mehr ge-
worben. Bis weit in die neunziger
Jahre hatten es selbst Fachleute
– und der entsprechend geschul-
te Vertrieb – „nicht einmal theo-
retisch für möglich gehalten“,
dass die Kapitalerträge und Ge-
samtverzinsungen der Lebens-
versicherer auf unter 7–8 %  fallen
könnten. Die seinerzeit verbreite-
ten Prognosen zur Höhe der Ab-
laufleistung wurden in den ver-
gangenen  Jahren nicht selten auf
die Hälfte zurückgenommen. 
In der Praxis bedeutet dies, dass
nur noch die Hälfte des Kredites
bei Ablauf getilgt werden kann
oder aber die Tilgung rund dop-
pelt so teuer wird. 
Wer darauf vertraut hatte, dass  
z. B. 6,5 % Kreditzins durch 8 %
Verzinsung der Lebensversiche-
rung wettgemacht werden könn-
ten, bemerkt nun, wie sich das
Modell bei nur 4 % Verzinsung der
Lebensversicherung rechnet –
und auch dies nur auf den Spar-
anteil. Ein Ausstieg ist meist
nicht möglich oder zumindest mit
hohen Kosten verbunden, denn
bei der oft hinterlegten Refinan-
zierung der Bank durch das Le-
bensversicherungsunternehmen
finden sich die Anlagen des Ver-
sicherers und Kredite der Bank
 jeweils in Deckungsstöcken, die
auf die feste Laufzeit angewiesen
sind. Weder Bank noch Lebens-
versicherung werden daher einer
Änderung zustimmen. 
Kündigung und Rückkauf der Le-
bensversicherung bei gleichzeiti-
ger Kredit-Rückführung erweisen
sich so als unmöglich, zumindest
aber durch Stornoabzüge der
 Lebensversicherung und Vorfäl-
ligkeitsentschädigungen der Bank
als sehr teuer. 
So wird der so auch bezeichneten
„Spekulation“ des Darlehens-

und Versicherungsnehmers ge-
gen Versicherer und Bank vorge-
beugt, aus Sicht dieser im Übri-
gen ganz konsequent. Alleine
schon die Angabe einer „Rendi-
te“ zu einer Lebensver sicherung
stellt regelmäßig einen Haftungs-
grund dar, denn reine Renditean-
gaben sind auch nach Ansicht der
Aufsichtsbehörde bei Lebensver-
sicherungen irreführend. 
Ein weiterer Haftungsgrund ist
die Pflicht zur bedarfsgerechten
Beratung: Der Versicherungsver-
trag – einschließlich der Dauer
der Prämienzahlung – muss dem
Bedarf des Kunden entsprechen.
Allein aus diesem Grunde dürfte
bei mehr als jedem zweiten Ver-
trag von Anfang an „das falsche
Produkt“ vermittelt worden sein.

4 Irreführende Renditen:
 Fondsfinanzierungen

Eine typische Kundentäuschung
folgt daraus, dass bei geschlos-
senen Beteiligungen, z. B. Immo-
bilienfonds, eine hohe IRR-Ren -
dite – so genannter interner Zins-
fuss – im Prospekt angegeben
wird. Dies betrifft auch zahlreiche
der in den letzten Monaten wert-
los gewordenen Film-Fondsbe -
teiligungen. Der Anleger glaubt
dann, er könne seine Beteiligung
durch einen niedrigeren Darle-
henszins finanzieren. Rechnet
ein Finanzexperte nach, handelt
es sich oft rechnerisch um einen
von Anfang an „sicheren Verlust“
für den Kunden.
Für Renditetäuschungen beim
 internen Zinsfuss haften Banken,
Berater und freie Vermittler.

5 Fehlerhafte 
Software-Berechnungen

Im Jahre 2007 prämierte eine
Fachjury die Altersvorsorgebera-
tung. Dabei stellten die Experten
fest, dass rund 96 % aller gän-
 gigen Softwareprodukte in der
Hand von Beratern unrichtig rech-
net. Die Chance bei einer Soft-
wareanalyse korrekt beraten zu
werden, tendiert praktisch „ge-
gen null“. Nicht nur Versicherun-
gen und Banken stehen hier „am
Pranger“, sondern auch so ge-
nannte Finanzvertriebe/Pools:
Für falsch rechnende Software,
vor allem den Einsatz der „Vor-
sorgerechner“ durch kooperie-
rende Vermittler und Berater, haf-
ten diese Marktteilnehmer dem
falsch beratenen Kunden.
Eine nicht repräsentative Umfra-
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Banken, Versicherer 
und Vermittler haften
Bei der Finanzierung von Immobilien, z. B. in Kombination
mit einer Lebensversicherung zu deren Tilgung, entsprechen
häufig Rendite und Deckung nicht den vorherigen Zusagen
gegenüber dem Kunden. Doch für fehlerhafte Beratung stehen
Banken, Versicherer und Vermittler in der Verantwortung. 
Aufgrund fehlender Transparenz kann der Kunde seine Rechte
meist nur mithilfe unabhängiger Experten durchsetzen.



ge bei Kompetenzträgern der Ver-
sicherungswirtschaft gab zu der
Vermutung Anlass, dass kein
 Versicherer seine Software – ein-
schließlich Internet-Anwendun-
gen – durch externe Berater oder
Wirtschaftsprüfer fachlich prüfen
lässt. Anders ist es kaum zu
 erklären, dass etwa jeder dritte
Riester-Vertrag dem Kunden
„null-Komma-null“ Rentensteige-
rung im Alter bietet. Die Leistun-
gen werden nämlich auf die so
genannte Grundsicherungsrente
angerechnet – also bei Renten-
beginn schlicht abgezogen.

6 Abrechnungsfehler
Versicherungen müssen dem
Kunden rund die Hälfte des un-
gezillmerten Deckungskapitals in
allen betroffenen Fällen auszah-
len : Ein Rückkaufswert von „null“
in den ersten Jahren ist somit un-
zulässig. Jedoch kommt kein Ver-
sicherer auf die Idee, den Kunden
dieses Geld unaufgefordert nach-
zubezahlen. Offenbar warten die
Versicherer lieber ab, bis die mut-
maßlich noch etwa 3 Mrd. Euro
Kundenforderungen verjährt sind.
Der Imageschaden und das Miss-

trauen der Kunden dürfte mittel-
fristig weitaus teurer zu stehen
kommen. 
Auch bei fondsgebundenen
 Lebensversicherungen schulden
Versicherer den Kunden bei
sonst gleichen Voraussetzungen
eine Neuabrechnung und Nach-
zahlung in entsprechender Höhe.
Die Minder-Auszahlung an den
Kunden ist also auszugleichen.

7 Versäumte 
Konditionenanpassung

Banken haben gegenüber ihren
Kunden im Falle der Vereinba-
rung variabler Zinsen oder an-
lässlich der Konditionenanpas-
sung nach Ablauf einer Zinsbin-
dung, bei Marktschwankungen
von 0,20 % des Durchschnitts-
zinssatzes gemäß dem Monats-
bericht der Deutschen Bundes-
bank, die Zinsen des Kunden
auch zu seinen Gunsten anzu-
passen. Durch den Zinseszins -
effekt können sich hierdurch er-
hebliche Differenzen für den Kun-
den ergeben. Von einer
Verjährung kann regelmäßig vor
Kenntnis einer sachverständigen
Nachberechnung nicht ausgegan-

gen werden. Die Mehrbelastung
des Kunden ist mithin auszuglei-
chen.

8 Haftung bei kredit-
finanzierter „Sofortrente“

Der schöne Traum vom sicheren
Gewinn, ohne Anlagerisiko und
sofortigen Bezug einer steuerfrei-
en Rente wird dem Kunden nicht
nur über finanzierte Immobilien-
beteiligungen, sondern auch
durch Kombination von
 Lebensversicherung gegen Ein-
malbeitrag und Darlehen zur
 Finanzierung des Beitrags (Hebel-
geschäft) geboten:
Nicht nur Bankberater sondern
auch die dahinter stehenden Kre-
ditinstitute sind dann überrascht,
wenn ein durch Verluste in Be-
drängnis geratene Kunde vor
 Gericht zieht, und die Bank den
Schaden ausgleichen muss.
Auch freie Anlageberater und Fi-
nanzvertriebe haften regelmäßig,
denn über die zahlreichen Risi-
ken werden die Kunden nicht voll-
ständig aufgeklärt. Finanzvertrie-
be behaupten bei Schulungen
gerne: „Wir haben das Anlage-
modell in unserer Fachabteilung

geprüft“ – auch dies ein Haf-
tungsgrund. 
Aber auch bei Kreditinstituten
werden die Kundenberater gerne
beruhigend geschult. Dabei wird
offenbar auf angebliche Experten
im Hause verwiesen, die bei-
spielsweise später als „steuer-
betrügerisch“ bzw. „staatsan-
waltlich Verfolgte“ Medienfonds-
modelle geprüft haben wollen.
Jeder Steuerlehrling lernt, dass
es kaum möglich sein kann, „als
Mitunternehmer“ bzw. Investor
„z. B. 120 % Verlustzuweisungen
zu bekommen, wenn nur 20 %
 investiert werden – der Rest des
Anlagegeldes für Initiatorenga-
rantien auf Festgeldkonten ge-
parkt wird“. 
Während Bankberater vom Vorge-
setzten gesagt bekommen, „was
diese Woche wieder dem Kunden
zu verkaufen ist“, haben es freie
Vermittler nur insofern leichter.
Aber den Vorgaben der Recht-
sprechung, die „wirtschaftliche,
steuerliche und rechtliche Plausi-
bilität“ zu hinterfragen, sind sie
selten nach ihrer Ausbildung
 persönlich gewachsen.
Beim Hebelgeschäft haften zu-
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dem auch Versicherer sowie oft-
mals ihre Agenten – selbst wenn
es sich dabei um ein Kreditinsti-
tut handelt – für unzureichende
Risikoaufklärung über eine Kapi-
talanlage in Gestalt einer fremd-
 finanzierten Rentenversicherung. 

9 Ausstieg aus unrentabler
Finanzierung 

Der Ausstieg aus einer unwirt-
schaftlichen Finanzierung mit
 einer Geldanlage zur Tilgung be-
ginnt mit der Erkenntnis, dass
nur eine unabhängige sachver-
ständige Prüfung die Größenord-
nung des Schadens für den
 Kunden transparent macht. Bitter
ist der Umstand, dass sich der
 Schaden buchstäblich täglich
 vergrößert. Hinzu kommt dann
auch die Beratung, wie steuer -
liche Risiken bei der Sanierung
begrenzt werden können. Nur
 wenige Kredit institute kennen die
Option, trotz steuerschädlicher
Versicherungsvertragskündigung,
dem Kunden die Steuern poten-
tiell komplett zu ersparen – und
damit den Schaden per Saldo
massiv zu  reduzieren.
Typisch ist die späte Einsicht des
Kunden, dass er durch den „Ver-
käufer“ nicht über die zentralen
Risiken aufgeklärt wurde, wie 
z. B. Zinsänderungsrisiko, Risiko
der Fristeninkongruenz, Risiko
der Nachbesicherung bzw. Unter-
finanzierung. Dazu kommen feh-
lender oder falscher Risikoschutz
bezüglich Arbeitslosigkeit, Invali-
dität und Todesfall, hohe Kosten-
belastung usw.

Fazit

Eine Analyse der Vertragsbedin-
gungen und Klauseln offenbart,
zahlreiche BGH-Urteile haben das
selbstgeschaffene Finanzdienst-
leister-Vertragsrecht als unwirk-
sam beurteilt – allerdings ohne
dass darauf von der Finanzbran-
che wirksam reagiert wurde. Auch
daraus können sich Ansatzpunk-
te für eine Rückabwicklung der
Verträge ergeben.
Die Praxis zeigt, dass erst durch
das Zusammenwirken von Sach-
verständigen und Juristen die
bestmögliche Grundlage zur Sa-
nierung fehlerhafter Finanzierun-
gen geschaffen wird.

J. Fiala , RA, 
P. A. Schramm, Sachverständiger

für Versicherungsmathematik 

Leasing von Nutzfahrzeugen

Die Unternehmenssteuerreform,
speziell die der Gewerbesteuer,
kann sich durchaus auch auf das
Leasinggeschäft und damit auf
die Steuerung des Fuhrparks von
Unternehmen auswirken. 
Die meisten Handwerksbetriebe
haben ihren Fahrzeugpark –
Transporter, Lieferwagen, Werk-
stattfahrzeuge – geleast. Des-
halb ist es interessant, einmal
näher zu untersuchen, welche
Auswirkungen die Reform ggf. auf
das Leasinggeschäft hat – ob
sich Leasinggebühren verändern
oder eventuell der Gewinn stärker
steuerbelastet wird. 
Neben diversen Änderungen –
vgl. dazu auch ep 12/2007, 
Beitrag: „Gewerbesteuerreform
bringt nicht nur Entlastung“, 
S. 1082–1083 – dürfte hierbei
vor allem das Einführen von Son-
derregelungen für das Hinzurech-
nen zum Gewinn bedeutsam
sein. Das betrifft beispielsweise
die Zinsen für Verbindlichkeiten –
darunter auch die Zinsanteile von
Leasingraten. Zudem wurde die
Möglichkeit der degressiven Ab-
schreibung für bewegliche Wirt-
schaftsgüter abgeschafft. 
Das veranlasst, bei verschiede-
nen Adressen nachzufragen 

Entlastung oder „Abzocke“

Dazu der Gesetzgeber
Von Leasinggebühren ist in der
Steuerreform 2008 seitens des
Gesetzgebers zwar nicht so of-
fenkundig die Rede, aber vor al-
lem im Zusammenhang mit den
Ausführungen zu den aktuellen
Hinzurechnungsregeln sowie zur
Zinsschranke zu finden. Dazu lau-
tet die Argumentation des Bun-
desfinanzministeriums (BMF): 
„Derzeit werden ausschließlich
Dauerschuldzinsen zu 50 % hin-

zugerechnet. Die Statistiken der
Bundesbank zeigen, dass gerade
kleine Unternehmen Dauerschul-
zinsen zahlen. Großunternehmen
hingegen finanzieren sich im grö-
ßeren Umfang über kurzfristige
Kredite und entziehen sich somit
der Hinzurechnung. Zukünftig
werden alle Zinsen zu 25 % hin-
zugerechnet. Zur Gleichbehand-
lung der Finanzierungsformen
und damit es keine Ausweichung
durch Leasing oder Anmietung
gibt, werden auch die dort ent-
haltenen Finanzierungsanteile
pauschal bestimmt und berück-
sichtigt. Durch einen Hinzurech-
nungsfreibetrag von 100 000
Euro werden Unternehmen, die
derzeit von der 50%igen Hinzu-
rechnung betroffen sind, zukünf-
tig entlastet… Bisher hatten vie-
le kleine Unternehmen überhaupt
keine Alternative zu Dauerschuld-
zinsen und mussten deshalb mit
der 50%igen Hinzurechnung le-
ben. Für diese Unternehmen ist
die Neuregelung der Hinzurech-
nung eine Entlastung.“

Meinung der Leasinggeber
Um herauszufinden, wie sich die-
se Änderungen in der Praxis nie-
derschlagen werden, besonders
beim Leasing, wurden dazu eini-
ge ausgewählte Unternehmen be-
fragt, die sich auf das Autolea-
sing-Geschäft spezialisiert haben
und somit auskennen müssten.
Die Meinungen zu der Frage – Ent-
lastung oder Nachteil – gingen
zum Teil sehr auseinander oder
man äußerte sich gar nicht dazu:
Ford Financial Deutschland:
Noch sehen wir keine Entlastung.
Im Gegenteil, es könnte für Lea-
singnehmer teurer werden, in ei-
nigen Fällen bis zu fünf Prozent
der Leasingrate. Doch das sind
erst Vermutungen. Beachten soll-
te man jedoch, dass für den Lea-
singnehmer in erster Linie be-
triebswirtschaftliche Belange die

größere Rolle spielen, weniger
die Steuervorteile. Die aber soll-
ten dann mit speziellen Steuer-
beratern erörtert werden.
Banque PSA Finance S.A.: Lei-
der können wir zu spezifischen
Fragen keine Auskunft geben.
Dieses würde zu einer steuerli-
chen Beratung führen, zu welcher
wir nicht befugt sind.
Steuerbüro Abator: Weil die 
angegebene Freigrenze von
100000 Euro doch eine gewisse
Schutzfunktion für gut laufende
Handwerksbetriebe mit bis zu
zwei Millionen Umsatz hat, sehen
wir nach gegenwärtigem Stand
noch keine Probleme. Die könn-
ten eher bei Betrieben mit wenig
Eigenkapital auftreten.
Bank Deutsches Kraftfahrzeug-
gewerbe AG: Von einer Abzocke
würden wir nicht sprechen. Aus
steuerlicher Sicht bedeutete die
Haltereigenschaft für den ge-
werblichen Leasingnehmer bis-
her, dass die Objekte nicht in sei-
ner Bilanz erscheinen, und die
Leasingbeträge sofort als Be-
triebsausgaben steuerlich ab-
setzbar sind. Ab 2008 wird der
Zinsanteil der Leasingrate aber
nicht mehr abzugsfähig sein. Da
die Zinsen beim Leasingvertrag
nicht ausgewiesen werden, geht
man bei der Leasingrate von ei-
nem pauschalen Zinsanteil von
20 % aus und rechnet diesen
dem Zinsaufwand des Unterneh-
mens zu. 
Solange allerdings der gesamte
Zinsaufwand 100000 Euro nicht
übersteigt, ist auch weiterhin die
volle Abzugsfähigkeit der Lea-
singraten gegeben. Damit gibt es
insbesondere für Handwerker in
der Regel keine Änderungen.
Auch die Leasingraten werden
sich nicht erhöhen. Durch die Bi-
lanzierung des Leasingobjektes
beim Leasinggeber spart der ge-
werbliche Leasingnehmer darü-
ber hinaus Kapitalsteuer.
ALD Automotive/Car Professio-
nal Management: Einige der Än-
derungen haben direkte Auswir-
kungen auf die steuerliche Be-
trachtungen von Leasingverträ-
gen (siehe auch Tafel ➊): 
1.Änderungen bei Hinzurechnung

von Zinsen und fiktiven Zinsen
zum Gewerbeertrag

2.Abschaffung der degressiven
AfA (Absetzung für Abnutzung)

3.Einschränkung der Sofortab-
schreibung bei GWG (Gering-
wertigen Wirtschaftsgütern).
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Zur Steuerreform 2008 –
Leasing von Nutzfahrzeugen
Seit dem 1. Januar 2008 ist sie in Kraft – die Unternehmens-
steuerreform. Damit gibt es auch grundlegende Änderungen
der Gewerbesteuer. Besonders wichtig kann der Fakt werden,
dass nun Hinzurechnungen von Finanzierungsaufwendungen, 
z. B. beim Leasing von Transportern, durchgeführt werden. Aus
diesem Grund wurden Leasingunternehmen nach möglichen
Auswirkungen in der Praxis befragt. 


